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Sozialdemokratiſches Organ (alte Partei) für den Vegierungsbezirk Merſedurg.
J
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Halle, Mittwoch, den 26. Februar 1919. 3. Jahrgang

e erſcheint unter Vorzenſur des Arbeiterrates.

Haſt du geſtern eine Stimme gewonnen?
27

Dieſe Frage ergeht an jeden Proletarfer, der bisher ſchon ſozialdemokratiſch wählte, Tag für Tag denn es muß das Beſtreben
eines jeden Sozialdemokraten ſein,
Wer das nicht tut, der arbeitet öenen in die
oder denen, die uns die Schandötaten der Bolſchewiſten an die Rockſchöße

die Fahl der Stimmen der alten Sozialdemokratie bis zum nächſten Sonntag zu verdoppeln.
Hände, die noch vor Wilhelm II. auf den Knien rutſchen, den Deutſch Kationalen,

hängen möchten, den Deutſch- Demokraten oder den
Spartakuſſen, die die Vernichtung der Gewerkſchaften und die Entzündung eines neuen Weltkrieges auf ihre Fahne geſchrieben
haben. Fim nächſten Sonntag muß ſich zeigen, daß auch in Halle die Bevölkerung zur alten ſozialdemokratiſchen Partei hält

9 unö zu ihr ſteht im Kampf gegen Monarchismus, Militarismus, Mammonismus und Anarchismus! 9

Darum wählt am Sonntag die Liſte der alten ſozialdemokratiſchen Partie die Liſte Kleeis.

Der Generalſtreik.
Unſere Stellungnahme zum Streik.

Unſere Partei hat geſtern dem Generalſtreik
Stellung genommen und hat beſchloſſen folgende

Erklärung
durch ihre Vertreter in der geſtrigen Arbeiterratsſitzung
abgeben und danach verßffentlichen zu laſſen.
Die der alten ſozialdemokratiſchen Partei ange

hörenden Mitglieder des Arbeiterrates geben im Auf
trage der alten ſozialdemokratiſchen Partei folgende
Erklärung ab:

Wir bedauern die Proklamierung des Generalſtreiks
m gegenwärtigen Augenblick, weil wir darin
kein geeignetes Mittel r die Erfolge der
werolntion zu ſchützen. Wir ſind bereit, Schulter an
chnlier mit der übrigen organiſierten Arbeiterſchaft
itd der nnabhängigen ſozialdemokratiſchen Partei die

Errnngenſchaften der Revolution zu ſichern und allen
megenrevolntionären Beſtrebungen mit allen zu Gebote
tehenden Mitteln ſchärfſtens entgegenzutreten.
Gegenwärtig beſteht jedoch das Erfurter Programm

ür uns noch zu Recht und danach gilt das Selbſtbeſtimmungsrecht des Volkes als oberſte s
wolitiſches Geſetz. Die Wahlen zur Nationalver-
amum lung und zur preußiſchen Landesverſammlung
haben nach einem Wahlrecht ſtattgefunden, das voll und
ganz unſerem Parteiprograwer entſpricht. Die Wahlen
u den Gemnmeindevertretnugen werben unter demſelben
Wahlrecht vollgogen. Somit iſt vollſte Ge-währ gegeben, die zu künftigen politi-
ſchen Verhältniſſein Deutſchland

entſprechend dem Willen des Volkes
zju geſtalten.

Das Mirken der Arbeiter oder Betriebsräte auf
wirtichaftlichem Gebiete

rfennen mir als notwendig an, müſſen jedoch alle
vwerſnche, ihnen irgendwelche politiſchen geſetz-
gebenden Rechte zuzuſprechen, ablehnen. Als ein-
ige geſetzgebenden politiſchen Körperſchaften können
wir nur die nach dem freieſten Wahlrecht der Welt ge-
wäöhlten Vrolksvertretungen anerkennen.

Ein politiſcher Streik darf keinen unzuläſſigen
Zwang auf den freien Volkswillen ausüben. Nur
Lenn wir uns rückhaltlos und unzweidentig auf den
Boden der wahren Demokratie ſtellen, können wir die
Errungenſchaften der Revolution ſichern.

allem
mißbilligen

wir, daß der r newurde, ohne daß die Ar ter in denBetrieben vorher in geheimer Abſtim-
mung ihr Mitbeſtimmungsrecht ausübenkonnten. Aus dieſen Gründen müſſen wir die
Verantwortung für alle in Zukunft aus
dem Streik entſtehenden Folgen ablehnen.

Sonntag hat eine Bergarbeiterkonferenz im Volks
vark den Generalſtreik der Bergarbeiterx im Mitteldent-
ſchen Braunkohlenrevier beſchloſſen, Montag ſind dle
Bergarbeiter in den Ausſtand getreten. Der Stein, an
eſſen Lockerung lange und mit ſtarken Kräften gearbei

Dienstag nachmitta

der ſozialiſti Jdee auch tat

tet wurde, iſt ins Rollen gekommen, iſt nicht mehr auf
zuhalten, er raſt bergab und wird zum Ziele kommen.
Schlag auf Schlag ſind die erwarteten und gewünſchten

eingetreten, die Metallarbeiter, die Holzarbei-
ter, Straßenbahner, Eiſenbahner in Halle haben ſich dem
Generalſtreik angeſchloſſen, ebenſo die Arbeiter der ver
ſchiedenſten Berufe und Jnduſtrien im ganzen Bezirk.
Ein Aktionsausſchuß hat ſich konſtitutert und hat das
eſamte Proletariat zum Generalſtreik aufgerufen. Die
rbeiterſchaft folgte dem Rufe,

Der Halliſche Arbeiterrat hatte für
eine Sitzung einberufen, zu der

auch die Gewerkſchaftsvorſtände eingeladen waren, und
hat ſich in dieſer Sitzung gleichfalls für den General-
ſtreik ausgeſprochen und eine Reſolution gegen die
gegenwärtige Regierung angenommen.

Der letzten Endes von den Unabhängigen inſze-
nierte Streik geht um keine Kleinigkeiten, Großes ſteht
auf dem Spiel, und da ergibt ſich auch für die mehrheits-
ſozialiſtiſche Arbeiterſchaft die Notwendigkeit, Stel-
lung zu nehmen zu dieſem Streik und
ſeinen Zielen. Zunächſt geht es um die Aner-
kennung der direkt und gemeinſam ge-
wählten Betriebsräte durch die Regie-rung, und dann um die Frage, um die ſchon monate-
lang heiß geſtritten wird: Räteſyſtem oder
Volksvertretung. Die Streikbewegung will er-
zwingen, daß in der künftigen deutſchen Verfaſſung den
Arbeiterräten entſcheidender politiſcher Einfluß bei der
Geſetzgebung eingeräumt wird, weitergehend wird ſo-
gar gefordert, daß die Räte die alleinige politiſche
Körperſchaft darſtellen ſollen. Räteſyſtem oder
demokratiſch gewählte e edas iſt die Frage, die ſich die ſozialdemokratiſche Arbei-
terſchaft ſtellen muß, wenn ſie ſich für oder gegen dieſen
Streik entſcheiden ſoll, und da gibt es na unſe-
rem Programm nur eine Antwort: Für wahre
Demokratie, für die Volksvertretung.
Und daraus folgt ganz ſelbſtverſtändlich, daß wir
dieſen Streik nicht gutheißen können,
daß wir ihn nicht unterſtützen können,
daß wir ihn um ſeines Zieles willen bekämpfen
müſſen, weil er unſeren Forderungen, unſeren pro-
grammatiſchen Fern auf die ſich oft, wenn es
W paßt, auch die Unabhängigen berufen, zuwider-
äuft.

Doch das nur nebenbei, wenn ſchon
ſolches Gebahren gerade bei der gegenwärtig im Vorder-

nd ſtehenden Forderung „Demokratie in den
etrieben“ zum Profeſt herausfordert.

Wir erkennen die Waffe des Generalſtreiks als
Waffe der Arbeiterſchaft bei wirtſchaftlichen Forderun-
gen als berechtigt an, wir erkennen den Generalſtreik
als Waffe im politiſchen Kampf an nz rerſtändli dann, wenn der Zweck, das Ziel desSarg tm z S e äset Wenneiner u rung dem Proletariat,lich Gewinn erwächſt

und dem Volksganzen zum Segen gereicht.

Unſere örtliche Vrganiſation hat zu dem Streik
Stellung genommen und hat ihre Stellungnahme in der
an der Spitze des Blattes veröffentlichten Erklärung
niedergelegt.

Der ſpringende Punkt bei dem Srreik iſt eben doch
die Frage des Räteſyſtems, und da iſt es notwen
dig, klar darzuſtellen, welche Stellung wir g.
ihm nehmen und welche Aufgaben wir den Ar-
beiterräten in Zukunft zuweiſen? Wir erkennen ohne
weiteres an, daß die Betriebsräte (oder wie bisher
Arbeiterräte) als wirtſchaftliche Körperſchaften
ſegensreich wirken werden und fortbeſtehen
müſſen, wir lehnen nur ihre politiſche Tätigkeit jetzt,
nachdem das Volk ſich eine tatſächliche politiſche Volks-

vertretun eEs ſteht feſt, daß das Räteſyſtem ſich nicht überleben wird,
ſondern es wird ſich entwickeln, und es wird große Auf-
gaben vorfinden. Des ferneren ſteht feſt, daß in der
deutſchen Republik völlige Koalitionsfreiheit beſteht und
in Zukunft immer beſtehen muß, ſo daß alſo niemand
die Bildung von Räten verbieten kann, und anderſeits
die Arbeiter, Angeſtellten und Beamten kraft ihrer Or-
ganiſationen und auf Grund des Vereinigungsrechtes
ſtets in der Lage ſein werden, ſelbſt gegen den Willen
von Betriebsleitungen oder Staatsorganen, die Be-
triebsräte zu bilden und zu erhalten.

n jedem Betrieb, wo mehr als 50 Perſonen be
ſchäftigt werden, muß ein Betriebsrat gewählt
werden. Die Betriebsräte haben die Verhältniſſe
zu überwachen. Jn kleineren Betrieben, wo
keine Betriebsräte gebildet werden können, müßte
das Syſtem der Vertrauensmänner und Dele-
gierten eingeſetzt werden, dem gleichfalls die Ueber
wachung der Verhältniſſe obläge. Zu den Verhält
niſſen re nicht allein Lohnvereinbarungen oder
Verein arungen über die Arbeitszeit, ſondern Lohn-
bildungs-, Preis bildungs-, Kalkulations ver-
hältniſſe gehören ganz beſonders dazu.

Aus den Betriebsräten heraus wird heute der große
Arbeiterrat gewählt. Man kann dieſen len Arbeiter-
rat eine Arbeiterkammer nennen. ieſe Arbeiter-
kammer wird ſich immer aus den Betriebsräten bilden
oder aus allgemeinen Wahlen der Arbeiter ln
ſtellten u und ſie wird über die Verhältniſſe
in den Geſamtbetrieben der Stadt zu wachen haben.
Der Aufgabenkreis dieſer Arbeiterkammern kann ein
ſehr werden. Sie werden die Geſamtarbeiter-
und Angeſtelltenſchaft gegenüber den Behörden und
Stadtregierungen vertreten, werden Anträge, Gutachten
und Gefetzesvorlagen bearbeiten, und ſie werden Ar-
beitsamt, Schiedsamt und Einigungsamt in Arbeiter
und Angeſtelltenfragen ſein. Ueber den Arbeiterkam-
mern der Städte werden ſich Landes oder Provinzkam
mern und über dieſen eine Reichsarbeiterkammer er
heben. Die Reichsarbeiterkammer vertritt Arbeiter
fragen gegenüber den Reichsbehörden. Die Arbeiter
kammern werden inſofern eine Macht ſein, als ſie ſich
auf Sachkenntnis und geſundes Urteil ſtützen werden,
und inſofern, daß in reinen Arbeiterfragen die Gewerk-
ſchaften der Arbeiter und u hinterſtehen. Jn Lohn- und Arbeiktszeitſtreitigkeiten abeh
werden ſie oft zwiſchen den r r und den
triebsintereſſen als man erſchrecke nicht (beſon
bei ſozialiſtiſcher Wirtſchaft) ſtaatserhaltendes Element

nach ſeinem freien Willen gewählt hat, ab.



an ſp, wie Betriebsräte manchmal zwiſchen
nforde
tend wirken müſſen. So etwas iſt für den Kenner

er Dinge ſelbſtverſtändlich.
Das wäre das Rätkeſnſtem, das wir wollen, das

rungen und Geſchäftéelage werden vetriebser-

wäre die Macht, die die Räte auszuüben haben. Alle
Macht den Räten zu geben, wie vielfach gefordert,
müſſen wir ablehnen, weil dadurch, wie das Bremer
und andere Beiſpiele zeigen, die wirtſchaftliche Be-
freiung der Arbeiterklaſſe nicht erreicht werden kann.

Das einzige Mittel, die noch über-
wiegende wirtſchaftliche Macht kapita-
liſtiſcher Kreiſe einzudämmen und abzu-
bauen, iſt die Demokratie, iſt die Ueber-leitung kapitaliſtiſcher Wirtſchaftsweiſe
in ſozialiſtiſche Wirtſchaftsweiſe durch dieDemsokratie. Eine Diktatur iſt dazu außerſtande. Ditia
tur iſt doch nur das verſchleiernde Wort für Gewaltherr-
ſchaft, und Gewaltherrſchaft fordert folgerichtig Ge-
waltwiderſtand heraus. Demolkratie aber zwingt auch
den wirtſchaftlich Stärkeren zur Einordnung in einen
Rechtszuſtand, der ſich immerfort bildet und umbildet
nach dem allgemeinen Volkswillen. Darum muß
anch jedem denkende Arbeiter die Demo-kratie höher ſtehen als die Forderung:
Alle Macht den Arbeiter- und Soldaten-
rä ten.

Diktatur iſt die natürliche Quelle für Anmaßung,
Willkür, brutale Gewalt und Verankwortungsloſigkeit,
ſie führt zur Verrohung und Entiſittlichung des pgli-
tiſchen Lebens. Demokratie aber iſt Freilegung aller
ſchickſalbildenden Kräfte eines Volkes, Demokratie iſt
freie Bahn dem Tüchtigen, iſt Freiheit der Entwicklung.
Demokratie macht den Weg frei für den
Sozialismus.

Auch die internatiönale Sozialiſten-
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Unſere r e eDie Stellungnahme a d atenestos zum re D.reitv.
Nach einſtimmiger Kundgebung der am 24. Februar Seſwäfteſchließenidee den, Bureaus

1919 in der Artißkeriekagferne verſammerten Angehbriger a am t 2777 irtr Ted rn
ſän:tlicher Truppeniteile der Stadt Halle

ſteht die geſamte Garniſon dem
Generalſtreikfern

und nimmt hierzu
eine ſtreng neutrale

Siellung ein.
Die r ir iſt feſt entſchloſſen, neden dem per

i J v ren wennder Se beendet und die Bahnfrei ſt Regierung, die dieArgen

Der Aktie 7 des halliſchee Birg ler r y F
Unterzeichnet iſt das Flugblatt von einer Anzahl von

ſönlichen Eigentum vor allem die Lebens mit Berufs und wirtſchaftlichen Organiſationen.
telmagazine, Waffendepots, alle ſtäd- Weiter hat der Aktionsausſchuß des Bürgertums ein
tiſchen und öffentlichen Gebände, ſowie die Ter n die Sei geragieruns ſandt, worin er gegenhieſgen Banken die n ung der er igen Zeitungend i u e n. du näbre n e77 re Aer h Wenn vordem einen BeſchlußOrdnung mnß anf jeden Fall aufrecht erhalten

u.

r n r netten hinreißen zurück e n e i eh Celephhon und Telee e e ehenen Bewahret eiſerne Selbſtdiſe arapziplin! anderen Veamien ſtreiken. Die Schulen haben geſchloſſen. DerDer Soldatenrat Halle. gez. Platen, Haneld. geſamte e eingeſtellt werden.
Dieſe Entſchließung wurde auch in Plakaten öffentlich

angeſchlagen.

e
a e

Zum Kümpf gehört Geld

Die Aergte ſtellten heute früh i n

ſuche werden nur da gemacht, wo ebensgefehr vor

Konferenz in Bern hat in ihrer bekannten Ent-
ſchließung über Diktatur und Demokratie“ die
Diktatur abgelehnt, weil ſie der ſozialiſtiſchen
Sntwicklung ährlich iſt und ſich für die Demo-
kratie erklärt, weil nur auf ihren Grund-
tagen der Sozialismus durchgeführt wer-
den kann. Auch der internationale Sozialismus iſt
alſo mit uns, wenn wir die Demokratie höher ſtellen
als die. Forderung: Alle Macht den A.- und S.-Räten.
Die Arbeiterräte haben Aufgaben zu erfüllen in der
beſonderen Arbeiterpolitik und in der r die
politiſche Macht aber gehört der demokratiſch gewählten
Volksvertretung.

Aus dem hier geſagten, aus unſerer ganz
ſelbſtverſtändlichen klaren Stellung zu den Fragen:
Demokratie oder Diktatur; Räteſyſtem oder Volksver-
tretung ergibt ſich mit der gleichen unumſtößlichen
Deutlichkeit unſere Stellungnahme zu
dem Generalſtreik: Wir mißbilligen ihn und können ihn
in keiner Weiſe unterſtützen. Wir wollen das
Beſte für die tat ſachliche Verwirklichun
des Sozialismus, uns liegt das Wohl
Wehe, der Aufſtieg der Arbeiterklaſſe,des geſamten Proletariats ehrlich am
Herzen, dies allein diktiert uns unſere Stellung-
vwahme und da gibt es keinen Zweifel:

Wir ſind auf dem rechten Vege.

Wie am Kopf unſeres Blattes vermerkt, erſcheint die heutige
Zummer der Volksſtimme unter Vorzenſur des Arbeiterrats. Trotz
dem dieſe Anordnung des Arbeiterrats ungeſetzlich iſt, haben wir
uns unter den gegebenen Verhältniſſen unter Proteſt dieſer An
erdnung fügen müſſen.

zum Streik ſelbſt liegen noch folgende weitere
Meſsungen vor:

Die Metallarbeiter haben am Dienstag be-
reits die Arbeit eingeſtellt und eine Demonſtration mit
Anfprache guf dem Markte veranſtaltet. Ein Teil der
Holzarbeiter hat gleichfalls am Dienstag mittag
nicht mehr gearbeitet. Ebenſo ſtreiken die Straßen-
hahner. Ter Straßenbahnverkehr iſt in der ganzen
Stadt eingeſtellt. Auch die Eiſenbahner ſtreikten
bereits geſtern, der Güterverkehr lag vormittags ſtill,
der Perfonenverfehr ruhte am nachmittag, die Schalter
auf den Bahnhöfen ſind geſchloſſen. Der geſamte Zug-
nerkehr iſt eingeſtellt. In der geſtrigen Arbeiterrats-
ſhuig wurde veſchloſſen, bis Mittwoch mittag alle Be
triebe ſtillzulegen. Heute morgen ſah man denn auch
zahlreiche Arbeiter mit ihren Eßentöpfen vor den Be
trieben ſtehen, um nach einiger Zeit den Heimweg an-
treten zu münſ Der Gencralſtreit in Halle iſt damitmüſſen
allgemein geworden. Waſſerwerk, Elektrizitätswerk und
Gantwert biiben nach den Anordnungen des Aktions-
ansſchuſſes ſt Betrieb, ſo daß Waſſer, Licht und Koch
ge alſoſern Wahrſcheinlichkeit noch nicht abgeſtellt werden.

n

das Ende der Preßfreihelt.

Der Arbeiterrat hat in ſeiner geſtrigen Sitzung be
ſchloſſen, daß die hieſigen Jeitungen Rittwoch das
lezte Malerſ cheinen dürfen und daß dann nur
ein Mitiags blatt herausgegeben werden dorf, daß die
Jniereſſen der Sireiktruden vertritt.

Hjeſer Beſchluß bedeutet das Ende der Proßfreihelt in
und iſt nicht in Einklang zu bringen mit der ven der

eichsregiernng unbedingt gewährten Pregfreiheit. Wir
m*ſſen natürkich gegen dieſen Veichluß Proteſt erheben.

Veber die Ardeiterratsſiggung ſelbſt können wir Leider
richt berichten, Preſſevertreter wurden nicht zugrlaſſen und
der Arbeiterrat lieferte keinen Bericht, weil die Sitzung nicht
öffentlich war. Nur eine Zuſchrift über die Sizung möchten
wir unferen Leſern nicht vorenthalten. Es heißt darin:

Eigenartig berüßrte der klaffende Wederſpruch einiger Erklä-
rungen von Kilian und Koenen, Jn ſeinem einleitenden Refcrater et Kilian, daß der Streik ſpontan aus den Kreiſen der

entſianden ſei, und anderſeits erklärte Koenen, man
könne über den Erfolg des Strells bernbisen, denn es ſei alles
r ange und genügend vorbereitet, an den Erſofg
tiger n wird.

Zeichnet
auf die Sammelliſten

zur Stadtverordnetenwahl.

W e e h e
Keine Paketbefördernng mehr.

wg änzlicher W des auf dem hiund dem Hettſtedter können die hieſtr oft n Pakete n Slcetriefe r eher u
Wuet teſer Sperre nicht annehmen.

r

Der Aktionsansſchuß des Bürgerſtrelks an die étreikleitung.
Der Aktionsausſchuß des halliſchen Bürgerſtreiks fordert die

Streikleitung der unabhängigen Sozialdemokratie auf, für be
S dingungsloſe ungeſäumte Wiederaufnahme der Arbeit Sorge zutragen.

r Dann wird auch das en Bürgertum aller Berufe und
m Schichten die Arbeit ungeſäumt wieder aufnehmen.

Der Aktionsausſchuß des hall. Bürgerſtreits
(folgen Unterſchriften)

Der Proteſtſtreik der vergbauAngeſtellten.
Die Angeſtellten des mitteldeutſchen Bergbaus ſind ihrem

Beſchluſſe gemäß geſtern vormittag in den Braunkohlen
Kali und Kupferwerken im ganzen engeren mitee'deutſchen
Bergrevier in den Ausſtand getreten. Die Vereinigung der

elltVolksblatt folgendes: tJn Halle und Umgegend brachte ver Montag die Still- 1. Die Arbeiter nehmen die Arbeit bedingungsſetzung der Gruben bei Vrucdorf-Nietleben, Gröbers und 2. Die Arbeiter unterwerfen ſich der r S Par.
an der halliſchen Stadtaren e. Außerdem ſtehen in Ammen lament und erkennen die regierunssſeitig erlaffenen Verfügungen
dorf heute alle re Betriebe vollſtändig ſtill Chemiſche insbeſondere die vom 18. Jannar, an.
Jnduſtrie, Metallinduſtrie, und Papierfabri- 3. Der BVez rheiterrat zu Halle iſt aufzulsſen.
ken werden davon betroffen. ie Verei u rm Merſeburger Ve zirk ruhen bis nach Querfurt hin 9 S h e e
im Geiſeltal alle Braugkohlengruben. Das große Leunga- ſowei

zent Streit b t dieſe durch ordnungsmähige Beſchlüſſe der geſetzgebendenwerk wird von heute an ebenfalls in den Streit ineingezogen. herbeigeführt wird ſie verianst vei dieſer
Die Kaliſchächte des Unſtruttates bis hinein in den Etartsbergaer er wirdref ſich be r Strerlpe: ſchli das Wirtſchaftsleben neidenden Maſmahmen mit entKreis wollen ſich heute der Stretkdewegung anſchließen. ſcheiden zehert e eetren e

Jm Mansfelder Kreis ſtehen die Werke in Hettſtedt be-
reiſfs ſeit einigen Tagen ſtill. Die Kohlengruben in der Umgegend die Arbeit erſt dann wieder aufzunehmen,
von Oberröblingen und bei Teutſchenthal ind am Montag in den wenn ſich die Arbeiterſchaft den Boden von Ordnung und FeStreit hineingezogen worden. Auch die Chemiſchen Fabriken bei ſetz ſtellt ſchaft auf Ordnung und

Teutſchenthal liegen ſtill. Jv Mansfelder und Merſeburger Kreiſe haben
auch die Landarbeiter großer Guer die Sireikleitung angefragt, ob
ſie ſich am Streit beteiligen können. Das iſt falls die Vieh
fütterung aufrechterhalten wird als möglich erklärt worden.

Jm Bitterfelder Jaduſtrie-Revier iſt der Streikbereits n allgemein Die Braunkohlengruben- Arbeiter tra-
ten geſtern in den Ausſtand Die Velegſchaften der Heer chemi
ſchen Werke ſchloſſen ſich terls geſtern. teils heute, Dienstag, der
Bewegung dn und ebenſo konmt die Streilbewegung in der Me
tallinduſtrie Durchbruch. Jn Delitzſch bilden die Eiſen
bahner die Kerntruppe der Streikbewegung, ihnen ſchließen
nach und nach die übrigen Bewerke an. Jn Eilenburg
die Streikhewenung zunächſt das große Zelluloidwerk erfaßt.

Bei Wittenberg ruhen ſowohl die Kohiengruben des
Brgwitzer Reviers wie auch das große Sticſtoffwerk bei Pieſteritz
und das Sprengitoffwerk Reinsdorf

Auf die Vraunkahlenbezirke in Anhalt, im
in Altenburg und Sahſen hat der Streik ebenfalls bereits
gegriffen.

Der Leipziger A. und S.-Rat fordert die Leipziger
Arbeiter zum Sympathieſtreik für den Streik im mitteldeut
ſchen Bergrevier auf.

Der Gegenſtreif.

Das hollifthe Bürgertum und die Veomten ſtreiken.

Der Generalſtreit hat in Halle eine Gegenhewegung her-
porgerufen. Das Bürgertum und die Beamten haben den
Generalſtreik des Bürgertums als Abwehrmaßnahme be
ſchloſſen und folgendes Flugblatt herausgegeben:

Jn einer Verſammlung, in der alle Kreiſe und Schichten
vertreten waren, iſt geſtern Dienstog als Ahwehrmaßnahme
der Generalſtreitk des Bürgertums einſtimmig oſſen
worden.

Wir wollen uns damit i cr den Terror wehren
und wir wollen mit aller Kraft auch für die
Gleichberechtigung des Bürtgers eintreten.

J W kg durch S r Notbehelf-eralſtreiks e en werden. en wir Du ufrufun tmit Entſchiedenheit dafür eintreten, daß der Streik zu en i z r W r
baldigſt Durch unſeren Gegenſtreit beigelegt Freiwillige einerund eine ſtarte Vi u

e bette lher de Weihswerooringe
m der Rulionaet

Weimar, 25. Februar.
e eröffnet die Sitzung um10 Uhr. Miniſterpräſident Scheidemann erklärt, die

Regierung werde die Interpellation der Deutſchnationalen
Volkspartei betreffend Uebergriffe einzelſtaatlicher Verwal
tungen in bezug Religionsunterricht an einem noch
zu vereinbarenden Tage beantworten.

Weiter ſteht auf de züber die rerlgot r. rdnung der Geſetzentwu

7 Eoz.): Der Antrag iſt ein

lt unterzin haben (Sebheſte Zum



e t ne h armöglich und auch nicht einmal wünſchenswert. Auch mit
dem freiwilligen Gruße kann der Vorgeſetzte durchaus re
ſpektiert werden.

Dieſer Antrag iſt dringend. Es geht einfach nichtan, die Zuſtände weiter geſlehen zu laſſen, da len,
Tſchechen und andere Banden die Grenzen des Reiches be
dzrohen, oder daß Fanatiker oder ein paar Verbrecher eine
Schreckensherrſchäft aufrichten. Deshalb hoffe ich, daß ſich
ruch aus der ſo ialdemokratiſchen Arbeiterſchaft genug Leute
finden, die freiwillig eintreten. Zweifellos beſtehen bei an
geworbenen Tru rn auch gewiſſe Vedenken und Gefaghren,
iber da die neue Einrichtung nur kurze Zeit dauern ſoll, wiegt
die Gefahr, daß die Reichswehr eine Söldnertruppe wird,
nicht allzuſchwer. Es gilt jetzt, ſchnell und energiſch zu han-
deln. Beifall.Abg. éeste r Abg. Sie her (Dem.) und Abg.
Basrecke (Dem.) ſprechen für den Antrag.

Abg. Henke (Unabh. Soz.): Wir treten dem St
zufs ſchärfſte entgegen und verlangen bei ſeiner Wichtigkeit
Kommiſſionsberatung. Die Darſtellungen einer außerordent-
liche Lage im Oſten ſind nichts als Schwindel.

Reichswehrminiſter Noeke: Der Antrag der Parteien
trägt lediglich der drigzgenden augenblicklichen Notlage des
Reiches Rechnung. Für eine Regierung, die zur Hälfte aus
Sozialdemokraten beſteht, iſt es gewiß außerordentlich un-
erwünſcht, daß eine ihrer erſten Pehrgern darauf gerichLet
ſein muß, neue ſtarke militäriſche Macht mittel
aufzuſtellen und gegen die eigenen Volksgenoſſen Gewalt an
uwenden. Wenn das geſchieht, ſo nur deshalb, weil es im

Intereſſe der großen Mehrheit der Bevölkerung und des Be-
ſtandes des Reiches notwendig iſt. Jch hoffe, daß das bloße
Vorhandenſein der Reichswehr ſchon derart wirken wird, daß
ſie 5 ernſten Kämpfen nicht Verwendung finden wird. (Bei-
fall.

Noske wendet ſich dann gegen die von den un-
ibhängigen Sozialiſten eingebrachten Abänderungsanträge.
In der Auswahl der Formationen, die in die vorläufige
Reichswehr aufgenommen werden ſollen, ſollte man die Re-
zierung nicht binden. Es beſtänden zahlreiche Formationen,
die man mangels jeden militäriſchen Wertes nicht aufnehmen
könne. Die Beſorgnis vor konterrevolutionären Bewegungen
in der Reichswehr ſei hinfällig und erſcheine als übermäßiges
Maß von Mißtrauen in die politiſche Reife des Volkes. Ueber
die Stärke der Reichswehr werde Bericht erſtattet werden.
Man werde aber nicht die Verpflegungsſtärke nehmen
dürfen; denn es würden zurzeit allein in deutſchen Lazaretten
noch 200 000 Kranke und Verwundete verpflegt, die noch dem
Heere angehören.

Darauf wird der Entwurf nach den Anträgen der An-
tragſteller J Debatte erledigt.

Nächſte Sitzung Donnerstag 10 Uhr: Reichswehr-
geſetz, kleinere Vorlagen, Verfaſſungsentwurf.

Thesgeſchinte.

Das Reichswehrgeſetz.

Das Geſetz über die Bildung einer vorläufigen
Reichswehr iſt als Jnitiativantrag Löbe, Gröber, Payer
ind Rießer der Nationalverſammlung zugegangen. Es
lautet folgendermaßen

s 1. Der Reichspräſident wird ermächtigt, das be
ſtehende Heer aufzulöſen und eine vorläufige Reichs-

Walhalla
Operetten- Theater

Taäglich 7, 10 Vhr.

I kuchinggfee

Optte. v. Emerich
Kasse v. 10-- I u. 4--6.

Stadt Theater
Donnerstag, d. 27. Febr. 19

Anfang 7, Ende Uhr:
Der ſiegende Holländer

von Richard Wagner

errreeeeeer---eeennee

S Uberol hbaben,

wehr zu bilden, die bis zur Schaffung der neuen reichs- einigungsamtes oder durch einen vor dem Mieteinigungsamt ge-

er zu vrdnenden vermag die weiwbgre nchützt, den Anordnungen der Reichsregierung C n
e nſt und die Ruhe und Ordnung im Jnnern auf-
rechterhält.

s 2. Die Reichswehr ſoll auf demokratiſcher Grund-
lage unter Zuſammenfaſſung bereits beſtehender Frei-
willigenverbände und durch Anwerbung von Freiwilli-
gen h werden. Bereits beſtehende Volkswehren
und ähnliche Verbände können ihr angegliedert werden.
Offiziere und Unteroffiziere aller Art und Beamten-
perſonal des beſtehenden Heeres ſowie deſſen Einrich-
tungen und Behörden können in dieſe Reichswehr über
nommen werden.

g 3. Die Angehörigen der Reichswehr gelten für die
Dauer ihrer Zugehörigkeit als Heeresangehörige im
Sinne der reichsgeſetzlichen Vorſchrift.

4 r die Anwendung des Geſetzes auf Bayern
und Württemberg.
g 5. Dieſes Geſetz tritt mit 31. März 1920 außer

raft.
Dieſer Geſetzentwurf trägt die Unterſchrift von rund

350 Abgeordneten. Nur die Unabhängigen und die
Deutſchnationalen haben nicht mit unterzeichnet. Jn
der Begründung wird ausgeführt, daß die I
des Friebensheeres von den Friedensbedingungen un
der zukünftigen Reichsverfaſſung abhängt, daher gegen-
wärtig nicht in Angriff genommen werden könne. Die
Einziehun Wehrpflichtiger ſei infolge techniſcher
Schwierigkeiten zurzeit nicht zuverläſſig durchführbar.
Daher müſſe für die Uebergangszeit auf die Freiwillig-
keit zurückgegriffen werden, bis zur endgültigen Ent-
ſcheidung über die Geſtaltung der Wehrmacht des Deut-
ſchen Reiches. Die Gliederung der Reichswehr iſt ſo
gedacht, daß jeder Korpsbezirk eine Reichswehrbrigade
aufſtellt, die nach der engeren Heimat, z. B. Reichswehr-
brigade Pommern, genannt wird. Der innere Ausbanu
der Reichswehr wird den volkstümlichen Forderungen
der Gegenwart Rechnung tragen. Gleichzeitig muß die
Reichswehr die Kriegserfahrungen der alten Armee
ausnützen und durch feſte Manneszucht und innere Ge-
ſchloſſenheit ein jederzeit verwendungsbereites Werk-
zeug in der Hand der Reichsregierung bilden.

Kurze Roüſzen.

Schwindel. Die Nachricht. daß der Direktor der Hamburg-
Amerika-Linie, von Holtzendorff zum Oberhofmeiſter des Reichs-
praſidenten Ebert ernannt worder ſei, iſt aus den Fingern gr-
ſogen. Dies iſt ſchon darum unmöglich, weil der Präſident der
deutſchen Republik für einen Obermeiſter keine Verwendung hat.

Lolgles und Propinzielle.
Halle. 26. Februar 1919.

Wohnungsnot und Bermittlungsbelohnung.
Der Arbeiterrat hat nach ſeinem diesbezüglichen Beſchluß eine

Bekanntmachung erlaſſen, in der verboten wird, daß in den
Wohnungsgeſuchen der Zeitungen Belohnungen angeboten
werden. Trotzdem bringen die Halliſchen Nachrichlen munter wei-
ter Anzeigen mit hoher Belohnung; 100 Mark Beloh-
nung uſw Was ſagt der Arbeiterrat dazu? Es iſt dringend not
wendig, daß, wenn der Veſchluß, der gewiß einen Teil der Uebel-
ſtände auf dem Wohnungsmarkte abhelfen kann, einmal gefaßt iſt,
auch durchgführt und zwar energiſch durchgeführt wird.

Miets- bezw. Kündigungsfragen.
J. Mieter, deren Mietverhältnis durch Entſcheidung des Miel-

h r

ne S

nen Vergleich zu einen beſtimmtenehe ufw.) verlängert warden
Monate vor dieſem Zeitpunkt beim Mieteinigungsamt
ſtraße 1 Antrag auf weitere Verlängerung des Mietverh
ſtellen, wenn ihre Bemühnngen um Erlangung einer
Wohnung erfolglos geblieben ſind. Später de Anträgemüſſen zurückgewieſen werden (S 2 Abſ. T der r hee
ordnung).

II. Sauowirte, Abrerinfeter werden nochmols auf die recht
zeitige Einholung der Zuſtimmung ves Mieteinigungsemt-
zu einer beabſichtigten Kündigung aufmerkſem geimnücht. Auf
rechtzeitige Erteilung der Gerehmigung kann nach der Geſchäfts
lage des Amts nur gerechnet werben, wen der Genehmigungs-
ontrag eingeht: a) bei den Quartals- und Halbiahrstündi
ſräteſtens am 5. des dem Qnuartalserſten vwrangehenden
alſo diesmal am 5. März bei Kündigtngen. die zu jeder
Monatserſten zuläſſig ſind (möblierte Zimmer), wenn der Ge
nehmigungsantrag ſpäteſtens am 2. des Monats eingeht, in dem
die Kündigung ausgeſprochen werden joll. Soll alſo am 15. Mär-
zum Aptil gekündigt werden, ſo t die Genehmigung
am 2. März zu veantragen.

Das Arbeiterſekretarigt 325 die von den Gewer
eingerichtete unenigeltliche Rechtsauskunftoßelle, wurde im
1918 von 7635 Perſonen in Ruſpruch men, wobei zu de
merken iſt, daß wirderholte Beſurhe in ein und derſelben Feg
nur einmal gezählt worden ſind. Bie Jahl der erteilten Au

7875. 3 J en e a aſtärkſten war die p ahme im ar m
und 888 Auskünften. Die einzelnen Rechtsgebiet waren in den
Auslüniten im Jahre 1918 wie folgt vertreten: Arbeiterverſiche
rung 1147, Angeſtelitenverſicherung 45, Arbeits und Die
772, Bürgerliches Recht 2077,. Gemeinde und Staatsan
heiten 3166 darunter Militär- und damit e vUnterſtützungscinrichtungen 2040), Storaftecht Vereinge. und
Verſammlungsrecht 12, Arbeiterbewegung 40, Privatyverſi
80. Verſchiedenes 51 Schriftſätze, das heißt Eingaben an Be
Schreiben an Arbeitgeber uſw. wurden 141 angefertigt.
416 Schriftſtücke betraſen den Heeresdienſt nd das damit zu
ſammenhängende Unterſtützungsweſen. Der Gefamtausgang anSchriftſtücken betrug 2474. Perſon liche Vertretungen vor Sus

konnten wegen Mangel an Zeit nur in fünf Streitſachen wahr
genommen wecden. Etwa ein Viertel der Beſucher wohnte aus
wärts.

Warnungak Die Armbinde Nr. 978 des Sicherheitsregi
ments Halle iſt in Verluſt geraten. Vor Mißbrauch wirdwarnt! Abzugeben: Wettiner Hof“, Magvebueger Stroh.
Zimmer 24.

Stadttheater. Heute, Mittwoch. wird Anzengrubers „Der
G'wiſſenswurm“ zum erſten Male gegeben. Donnerstag
fftiegende Solländer“, Freitag „Nur ein Traum“. Son
„Lohengrin“, Sonntag nachmittag Fremdenvorſtellung Er
mäsigten Preiſen „Die ſpaniſche Fliege“. Sonſitag abend geh
Roſſinis Oper „Der Barbier von Sevilla in neuer Einſtudiern
erſtmialig in Sszene.

„J„JSèàI.I 4

Einberufung des
Berlin. 25. Februar. Nach der Zig. wird derteinorſtand der ſozicl demokratiſchen ne in den

ſten Tagen über den Zeltonnkt der Einkernſung eines Pa
beſtimmen, der unter andere Stellung nehmen ſoll zum t
e e der Einigung mit des 4gai s en, ſowie zu der Frage der Beziehnngen zu den
der Egtenteländer. Auch wirtſchaftliche Jragen
erörtert werden.

Jn der vor einigen Tagen gebrachten Notiz beir. ſozia-
iſt iſche Juriſten, waren durch ein Verſehen die Rechte
an wälte nicht genannt worden. Wir weiſen beſonders daran
hin. daß wir auch die h Nechtsanwälte umAdreſſenangabe an den Genoſſen Aſſeſſor Dr. Flatow, Lichterfelde-
Berlin, Promenadenſtraße 10 bitten.

Prof. Dr. Guſtav Radbruch. Dr. Georg Flatow.

willigen erlaſſen:

und Maerker.
Die 2m

Abſchrift dieſes Meldeſcheins wird

Freiwillige!
Das Generalkommando hat folgende nene Ausführungsbeſtimmasger für die Aawerbung von Frei

1. Alle Werbungen von Freiwilligen im Korpsbereich ohne Genehmigung des Gereralkommandos ſind
verboten mit Ausnahme für Baltenwehr, Ukraine, Garde-Kav.-SchützenDiv., Freikorps Hülfen

Werbeſtellen Mogdeburg, Halle a. S., Siendal und Torgau werden aufgelöſt.
3. Freiwillige melden ſich bei dem nächſtgelegenen Garniſon- oder Bezirkskommands. Sie erhalien dort

Auskunft und, ſoweit ſie den Bedinqungen (Auszug ſiehe r entſprechen, einen Meile
Jeder Freiwillige kann auf dem Meldeſchein angeben, bei welcher Waffengattung (Jnf., Kav.,
Pion., Train, Nachr.-Trupp., Kraftfahr-Truppe pp.) er eintreten will.

vom Garniſon oder Bezirkskommando dem Generalkommando
überſandt, das ihn an einen Truppenteil pp. weiterleitel.

t. Der Truppenteil ſetzt ſich dann mit dem Freiwilligen numittelbar in Verbindung. Er fordert den
S perſönlichen Meldung und evtl. Einſtellung auf oder benachrichtigt ihn, daß von der

5. Zur Meldung beim Truppentleil ſind die Mititärpapiere und möglichſt der Entlaſſnngsanzug einſchl.
C t 7“Der Entlaſſungsanzug wird von Staat abgekauft, Vermerk in die Militär-

A. V. Bl. 19, Ziff. 24 u. 67.)
Als Freiwillige werden nur felddienſtfähige, moraliſch einwaadfreie Perſonen angenommen ſt mine

Eiſenbahn, Fliegertruppen und Kraftfahrer: bei Feldformationen im Operations

Freitag FreiwilligenNur ein T Einſtellung Abſtand genommen wird.t ungebraucht turenv e Reparaturen Mantel mitzubringenKarhbick- WMöhel aller Art unren papiere eingetragen.
Lampen Küchen, Schlafzimmer Einrich übernimmt bei ſolider Ausführung Bedingungen und Gebührniſſe.2 tungen, NußbaumSchränke. Ver zu normalen Preiſen Auszug aus

Karbid (markenftei) tikos, Sofas. Matratzen (große Rurt Vnger, Uhrmacher. Auszug aus
Otto S Auswahl) e lt 2050 Kl. Klan sſtr. 18 dicht a. Markt), J e t. c tneben Walhalla. 2293 Sachſe und Gr. Steinſtr. 85 gegenüber deſtens jähriger Frontdienſtzeit, während der ſie Verwendung fanden bei:

Lützener Sir. 7. Barfüſerſir.). 2096 Jnfanterie und Artl.: im Batls.- pder Battr.-Verbande.Als Seh neidermeistor wo h Karallerie. Verwendung im Kav.- Schutz Regt. oder Est.Verbande.
empfehlen ſich für alle vorkommen G t de b ch c Pioniere: im Komp.-Verbande.den Arbeiten wie auch Wenden, u e r e Ordeulli c d) Rachrichten-,

Aendern, Reparieren von Etappengebiet.erren und Damenſachen. Hoſen Ete cpezialität: Umarb fürZivil und Militär. 2221
0. Heimsafth u. Sohn, träger,

Steg 19.
vorzüglichGesangbücher z im Tragen.

rur R tion zu ſehr vorteilempfiehlt 2335 haften Preiſen.
E teile:Stück S und 60 Pf.

Kl. Bern

2244J. Zoobiseh, e. e

1 Treppe rechts.
Ecke Sternſtraße.

werden grlught.

Verlag der dossnne r
Gr. Ulrichſtraße 27.

eingeſtellt werden.

geſprochen, gilt der Vertrag um einen
teil, bei
Unterordunng unter die Vorgeſeyten,

v 7 C 3grenze eine Treuprämie von 30 Mark

D 40 zwiſchen Berlin und Halle wie folgt

ngeſtellt.

Halle, den 25. Februar 1919.
k. Blappenbarh

e. u
e lenmangel wird der Betrieb bis auf weiteres voll

ſtändig t
Halle-Hektſtedter Eileunbahn.

Meer

Der Aiciltarver o gungsq jeße.
A6 gqründet.

Magdeburg, den 17. Februar 1919.

Der Chef des Generalſtabes.
gez. v. dem Hagen.

ei dem Dienſt getan wird, erfolgen.
denen Soldaten (Vertrauens) Räte zur Seite ſtehen. Aner

kennung der bisher gültigen Kriegsgeſege.
Geohührniſſe: Mobiles Gehalt bezw. Löhnung nach Dienſigraden, mindeſtens 30 Mark monatli
und tägliche Zulege von 5 Mark, vom Einſtellungstage an. Bei Verwendung außerhalb der

die monatlich um 5 Mark bis zu 50 Mark ſteigt.
5. Verpfiegung, Vekleidung, Unterbringung u durch die Truppe. Selbſtbeköſtigung iſt unzu

Fahrplanänderung.
Vom 1. März d. Js. ab verkenrt der Münchener Schnellzug

Nach dreimonatlicher Dienſtzeit 14 Tage Urlaub vhne

Von ſeiten des Generalkommandos.

ezeſtings- e Train: bei Felde oder Etappenformationen.
Matroſen, die infanteriſtiſch ausgebildet ſind und ſonſt den Bedingungen entſprechen, kenne

2 5 Verpflichtung auf einen Monat, vom Einſtellungstage an, mit 14 tägiger Kündigungsfriſt am 1. undd nen 15. jeden Monats. Wird die Kündigung zu dieſen Friſten von einer der beiden Seiten nicht aus
Monat verlängert. Entlaſſung kann nur durch den Truppen

und
che

Verforgung: Freiwillige gelten als vorübergehend zum akiiven Militärdienft eingezogen, im
Anſpruch auf Familienunte

Dienſtzeit rechnet für Jnvaliden-
rſtützung läuft weiter bezw. wird neu be

und Altersverſicherung wie Dienſt im aktiven Heere
zug der Gebührniſſe einſchließlich

ei Disziplinarſtrafen (Arreſt) fällt die Zulage, bei gerichtlich e See
Treuprämie fort. Bei unerlaubter Entfernung erlöſchen älle Anſprüche auf Gebührniſſe, überh

e C Berlin ab 9,30 Vorm., Wittenberg ab 11,22, Halle ab 12,46 7. Urlaub.

h Nachmittag. ZulagenS Halle (Saale), im Februar 1919. Strate B3bunmiwaren fachen Eiſenbahndirektion. i
ind Versan das Bekanntmach ung. Beträge ſind einzuziehen oder ſpäter anzurechnen.

Der gentralSoldatenvat.
gez. Anders



e tene

Am Montag früh ſind die Belegſchaſten ſämtlicher Gruben der Braunkohlenbezirke Bitterfeld, Salle, Oberröblingen, Geiſeltal, Weißen-
fels, Meuſelwitz und Borna ohne jede Begründung zu geben in den Generalſtreik eingetreten. Der Beſchluß zum Generalſtreik iſt in einer
Bergarbeiterverſammlung in Halle am 23. Februar 1919 unter Vorſitz der Mitglieder des Bezirksart eiterrates Koenen, Rauſch und Rat ge
faßt worden. Vertreter aus Weißenfels, Zeitz und Menſelwitz, die gegen den Streik ſprachen, wurden nmiedergeſchrien. Nach Mitteilung
des unabhängigen Volksblattes vom 24. 2. trat insbeſondere Steiger Peters für die ſofortige Erklärung des General-
ſtreiks ein.

Die Gründe des Streiks ſind rein politiſcher Natür. Wie aus den Aeußerungen der verſchiedenen Arbeiterausſchüſſe auf den
Gruben hervorgeht ſoll durch ihn ein Druck auf die Regierung dahin ausgeilbt werden, daß Fe die von dem Bezirksarbeiterrat gewünſchten
Betriebsräte nach Eſſener Muſter anerkennt, daß die Sozialiſierung ſofort in Angriff genommen wird und letzten Endes

daß die gegenwürtige Regierung einſchl.
der Nationalverſammlung zurücktritt.

Von beſonderem Intereſſe iſt die Begründung, welche der Betriebsrat der Grube Eliſe l bei Mücheln ſchriſtlich niedergelegt hat. Sie lautet:
„Sofort'ge Anerkennung der Betriebsräte, Anerkennung der Räte- Regierung Bayern, ſofortige Einführung auch bei uns.

„Beſeitigung der Reichsregierung und der Nationalverſammlung. Anerkennung der Räte aur politiſchen und wirtſchaftlichen
Jntereſſen. Das ſofortige Eingreifen ſoll geſchehen durch den Vorfall iu Bayern und den verſchiedenen Verhaitungen, auch über
ſolche in Halle betr. den Genoſſen Ferchlandt. Leutnant. Fall Ferchlandt betrifft veſonderes Jntereſſe, da derſelbige ein zweiſeitiger iſt.

Der Streit um die Vetriebsräte währt bereits ſeit Erlaß der Regierungsverordnung vom 18. 1 1919. Jn ihr hat die Reichsregierung
in weitgehendem Entgegenkommen den Arbeitern die Einrichtung von Arbeiter und Angeſtelltenausichüſſen nach dem allgemeinen, gleichen,
geheimen und unmittelbaren Wahlrecht und nach den Regeln der Verhältniswahl zugeſagt und die ſofortige Wahl angeordnet. Der
Halleſche Vezirksbergarbeiterrat, eine ohne Zutun der Bergarbeiter, lediglich offenbar aus perſönlichem Ehrgeiz zuſtande gekommene
ungeſetzliche Vereinigung politiſch auf dem Boden der unabhängigen Sozialdemokratie ſtehender Männer von denen die Hälfte über
haupt nie im Bergban tätig war, hat ſich mit dieſer geſetzlichen Regelung nicht einverſtanden erklärt. ſondern eine aufreizende
unter den Belegſchaften auf Einrichtung von Betriebsräten eröffnet, deren letztes Ziel die So ioliſierung von unten ſein ſoll. Der rfolg dieſer

ätigkeit iſt der jetzige Generalſtreik, deſſen Folgen nicht allein für die Induſtrie Mitteldeutſchlands ſondern für die allgemeine
deutſche Volkswirtſchaft von nnheilvollſtem Einfluß ſein wird.

Der Streik iſt ſyſtematiſch betrieben. Noch am Freitag, z. T ſogar noch am Sonnabend iſt auf den Gruben keinerlei Beunruhigung
zu Tage getreten und ſelbſt am Montag haben auf einer großen Reihe der Werke die Arbeiter erklärt, daß ſie I Den B
keine Veranlaſſung zum Streik hätten und mit ihren jetzigen Arbeits- und Lohnbedingungen zufrieden wären, daß ſie and ſch
dagegen der Gewalt und der Drohung wichen.

Anſcheinend ſind neben den unabhängigen Führern Spartakusleute und mit ruſſiſchem Gelde beſtochene Elemente die treibenden Kräfte, h za
die den größten Teil der Arbeiterſchaft ganz gegen ſeinen Willen in dieſe Kataſtrophe zwingt.

Die Durchführung des Streiks wird in rückfichtsloſeſter Art z. T gegen die eigenen Jutereſſen der Arbeiter
gehandhabt. Am Montag früh erklärten ſich noch die Ausſchüſſe faſt ſämtlicher Gruben bereit. für die Kohlenverſorgung der eigenen Keſſel- Bedenk
häuſer. Pumpen und Schwelereien einſtehen zu wollen. Eine Bergarberterverſammlung in Teuchern am Montag, den 24. 2-, nachmittags
faßte jedoch den Beſchluß ohne Rückſicht auf die eintretenden Folgen, den Betrieb ganz ruhen zu laſſen. Jn einer Verſamm
lung in Hohenmölſen wurde vereinbart die Schwelereien innerhalb 48 Stunden kalt zu legen, obwohl eine ſo ſchnelle Abfeuerung die größte wenig
Gefahr für den baulichen Zuſtand der Anlagen zur Folge haben muß. Waſſerwerke und elektriſche Zentralen werden mit n Ve
Kohle nicht mehr verſorgt; auf einer Grube bei Halle iſt durch den Arbeiterausſchuß ausdrücklich betont, daß jeder Abſatz an de
das Waſſerwerk Halle mit Gewalt verhindert werden würde. Beamte, die zur Aufrechterhaltung des Betriebes förderten ſind da
ran gehindert worden auf Grube Emilie bei Tackau iſt die Lichtleitung zum Tagebau durchſchnitten worden. Beamte ſind auch anf er
anderen Gruben an dem Betreten der Werke gehindert worden. Die Folge dieſes Terrors iſt der am 214. 2. nachmittags erklärte
Generalſtreik der Veamten, die damit zum Ausdruck bringen wollen, daß ſie die ungeſetzlichen Maßnahmen der Arbeiter ind dir
nicht billigen.

Zu ihrem Bedauern ſind die Leitungen der Betriebe W.
dadurch außerſtande, die Geſchäfte weiter zu führen.

Die lediglich aus politiſchen Geſichtspunkten betriebene Agitation einzelner ihrer Verantwortlichkeit in keiner Weiſe bewußten Perſonen ſche
hat alſv Mitteldeutſchland in den wirtſchaftlichen Abgrund getrieben. Bald werden Städte und Dörfer vhne Licht, ohne an
Waſſer, ohne Kraft ſein, Hunger und Elend werden in alle Kreiſe einziehen der Haß unter den Bevölkerungs
a wird aufs neue anfgepeitſcht, unſer Vaterland wirtſchaftlich zu Grunde gerichtet und das alles ohne jeden vernünftigen a mocht ha

rund.
Es handelt ſich um eine Machtfrage, die alle auf dem Boden der gegenwärtigen Regierung, der Ruhe und Ordnung ſtehenden Kreiſe

zu einem geſchloſſenen Auftreten gegen die Unvernnnft und Gewiſſenloſigkeit zuſammenſchweißen muß. beiter

Die Bergwerksleitungen lehnen jedenfalls eine Verant
wortung für die Ereigniſſe und Folgen ausdrücklich ab. I
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Die Führer der Gewerkſchaften ſtehen der Streikbewegung fern.

Halleſcher Bergwerks Verein.
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3. Jahrgang.

Wleles in Provinz
Demokraten und Beamte.

Vom Stadtverordnetenkandidaten Georg Weſt, Eiſenbahnaſſiſtent.

Die „Bayeriſchen Verkehrsblätter“ in München, das Organ desBayeriſchen Verkehrsbeamten- Vereins veröfſentlichten in Nr. 7
vom 15. Februar d. J. folgende Not

„Zur Anſtellung der Beanten. Georg Bernhard, der Direktor
der Voſſ. Ztg., hat in der Mitte des Dezember in dem genannten
Blatt ein eingehendes „demokratiſches Programm ver
öffentlicht. Ein beſonderer Abſatz darin iſt der Beamtenpolitik ge-
widmet. Dieſes Programm des Herrn Bernhard hat in weiten
Kreiſen der Beamtenſchaft t erregt und berechtigten Wider-
ſpru gefunden tritt doch Herr Bernhard u. a. dafür ein, daß die
roße Menge der für den Staatsbetrieb notwen-i en Hilfskräfte auf Privatdienſtvertrag an-

zuſtellen ſei.“
Wie reimt ſich dieſes demokratiſche Programm“ mit den

&ampfhaften Verſuchen der deutſch- demokratiſchen Partei, der Be
amtenſchaft die Ueberzeugung aufzudrängen, daß gerade von ihr
mit allen Kräften für die unkündbare Anſtellung und Penſions-
gewährung an die Beamten eingetreten würde und daß die Sozial
demokratie Gegnerin dieſer Beamtenforderungen ſei?

Um dieſe teinung in der Beamtenſchaft zu verbreiten, hat ſich
die demokratiſche Partei nicht geſcheut, auch die unlauterſten Pro
pagandamittel anzuwenden an erinnere ſich nur ihrer Flug-
blätter vor der Preußenwahl, in denen angebliche Aeußerungen von
Miniſtern über die Zukunft der Beamtenſchaft wiedergegeben wur
den, die ine des Empfanges von mittleren Juſtizbeamten ge-
fallen ſein ſollten. Trotzdem ſowohl die a als auch rechts-
ſtehende Blätter die ganze Angelegenheit als Wahlſchwindel be-
zeichnet hatten, wurde der a Vorgang von den Demokraten
der gläubigen Beamtenſchaft wider beſſeres Wiſſen vorgeſetzt.

Hoffentlich fängt die Beamtenſchaft endlich an, klarzuſehen
und ſich zu der Ueberzeugung durchzuringen, daß ihr von jener Par-
tei wenig in Ausſicht ſteht

ür den Beamten kann nur die „Alte ſozialdemokratiſche Par-
tei (Mehrheitsſozialiſten) in Frage kommen, die ſchon durch ihre
Vergangenheit den Nachweis erbracht hat, daß ſie ſtets die Jnter-
eſſen der arbeitenden Bevölkerung wozu auch die Beamten zu
zählen ſind wahrgenommen hat, und die ſtark genug iſt, dies
auch für die Zukunft durchſetzen zu können. Jm eigenen Nutzen der
Beamten- und Lehrerſchaft liegt es daher, auch bei den Stadtver-
ordnetenwahlen ſo zu wählen, daß die Alte ſozialdemokratiſche Par
tei in ſtarker Zohl im Rathauſe vertreten ſein wird.

Beamte und Lehrer! Stimmt für Liſte
Kleeis!

Roskes Lockſ,helgeſindel.
Das Volksblatt bringt geſtern unter obiger Ueber

ſchrift eine längere Lockſpitzelgeſchichte, die ſie der Leip
ziger Volkszeitung entnimmt.
blatt, die Freie Preſſe, ſchrieb dazu endes:

Eine künſtlich aufgeputzte Lockſpitzel-Geſchichte veröffentlicht die
Leipziger Volkszeitung in ihrer Sonnabendnummer. Danach hat
ein halleſcher Soldat Hartung voerſucht, einen in Leipzig woh
nenden ruſſiſchen Kunſtmaler J S. zu ſpartakiſtiſcher Betätigung
u veranlaſſein. Ferner ſollen ein Obermatroſe Bär ſowie ein

Fähnrich z. D. mit Hartung Hand in Hand gearbeitet haben. Als
v yliget ſich dieſe Leute näher anſah, beriefen ſie ſich auf

ostke

Für die Leipziger Volkszeitung „ſteht es „alſo“ ſchon feſt“, daß
Noske Lockſpitzel anwendet! Wenn die L. V. nur ein klein wenig
politiſches und publiziſtiſches Gewiſſen hätte, ſo würde ſie ſich hüten,
die Ausſcgen erwiſchter Unruheſtifter als lautere Wahrheit zu verkünden. Es iſt ja ſelbſtverſtändlich, daß Noske in keinerlei Verbin
dung mit der Affäre ſteht. Die Reichsregierung ſowie alle an
ſtändigen Menſchen ſind froh, wenn die Ruhe nicht geſtört wird.
Hoffentlich anch die Leipziger Volkszeitung?

Das hier für die Leipz. Volkszeitung geſagte trifft
auch für das Volksblatt zu.

Das Volksblatt ſtellt in der Geſchichte außerdem feſt,
daß das hundsföttiſche Subjekt Hartung ſeinerzeit
der Haupträdelsführer bei der Beſetzung der
Saalezeitung und der dort vorgenommenen Verbren-
nung von Flugſchriften und Zeitſchriften war. Das
trifft zu, weiter trifft aber noch zu, daß dieſes gemeine
Subjekt damals noch nicht Spitzel war, und
erſt als er bei den Spartakiſten und ihrer Bewegun
ſein Schäfchen nicht ins Trockene bringen konnte, ſi
größeren Gewinn davon verſprach, wenn er ſeine ehe-
maligen Freunde um einen Judaslohn verraten würde.
Wir ſtimmen dem Volksblatt in der Verurteilung die-
ſes hundsgemeinen Kerls bei und fügen das Bedauern
hinzu, daß Arbeiter ſich von ſolchen ehrloſen, charakter-
und überzeugungsloſen Subfekten zu Taten miß-
brauchen laſſen wie denen am 7. Januar in Halle, die
nichts anderes vermögen als nur der Arbeiterbewegung
zu ſchaden.

die bürgerlichen Parteien und die Gemeindewahlen.
Die Städteordnung des Freiherrn v. Stein, die am

19. November 1808 in Kraft geſetzt wurde, gewährte für
die Wahl der Gemeindevertretungen allen männlichen
Bürgern, deren Einkommen eine beſtimmte Höhe er-
reichte, das gleiche, geheime und direkte Wahl-
recht. Das war für die damalige Zeit ein gewaltiger
7rtſchritt. Auf dieſer Grundlage hätte ſich mit Leichtig-
keit ein wirklich demokratiſches, von jeder Ein-
ſchränkung en teg Wahlrecht für alle Staatsbürger
entwickeln laſſen. Daß dies nicht seſgab iſt Schuldder bürgerlichen Parteien, die für das Recht
des ganzen Volkes niemals etwas übrig hatten und ſich
nach 1848 von den geringen Rechten und Freiheiten des
Volkes ein Stück nach dem andern entreißen ließen.

Seit dem 30. Mai 1853 gilt für die öſtlichen Pro-
vinzen des preußiſchen Staates eine Städteordnung, die
alle Vorteile der S irſ7 er e. un aufhob
und das infame Dreiklaſſen-Wahlſyſtem zur

der Gemeindeverwaltung machte. Seitdem
war das Wahlrecht der Bürger nicht mehr gleich, ſondern
nach dem Geldſack n Die Wahl war öffentlich;
infolgedeſſen war es den auf die Gunſt des Publikums
angewieſenen Kaufleuten und Gewerbetreibenden, wie
den von ihren Arbeitgebern W r Angeſtellten
und Arbeitern nicht m nach ihres Herzens
Meinung zu ſtimmen. Mindeſtens die Hälfte der Sfadt-
verordneten mußten Haus und Grunudbeſitzer ſein. Der

Unſer Leipziger Partei-

ſchlimmſte Hausagrarier, der übelſte Grundſtücksſchieber
genoß ſechs Jahrzehnte lang das unerhörte Vorrecht.
die ſtädtiſche Verwaltung ſeinen Klaſſenintereſſen dienſt-
bar zu machen.

Und dieſe unerhörte Entrechtung des Volkes hat das
liberale Bürgertum nicht nur Jahrzehnte lang geduldet
und für ſich ausgenutzt, ſondern ſich auch jedem Verſuch
einer Verbeſſerung des Wahlrechtes feindlich entgegen-
geſtellt. Erſt die Sozialdemokratie hat dempreußiſchen Volke ſeine alten Freiheiten wiedergegeben
und wertvolle neue Rechte vinszuge ügt. Nach 111 Jahren
iſt von der aus der November- Revolution geborenen
ſozialdemokratiſchen Regierung das gleiche, geheime und
direkte Wahlrecht wiederhergeſtellt worden, und außer-
dem iſt das Wahlrecht allen Staatsbürgern, die das
20. Lebensjahr vollendet haben, alſo auch den Beam-
ten und vor allem den Frauen, verliehen worden.
g Damit iſt der Weg freigemacht für eine neue
Zeit.Sache des Volkes iſt es nun, von den neuen Rechten
den richtigen Gebrauch zu machen und durch die Wahl
wirklicher Volksvertreter das Eindringen eines neuen
Geiſtes in die Gemeindeverwaltung zu ſichern. Des-
halb: Am 2. März keine Stimme den Feinden desfreien Wahlrechts, den Nutznießern der Dreiklaſſenwahl,
der öffentlichen Stimmabgabe und des Hausbeſitzer-
privilegs und alle Stimmen der Sozialdemokratie!

Ne Kandidaten der ulten ſozuldemokratiſchen

Partei zur ötudtverordnetenwahl.

1. Kleeis, Friedrich Arbeiterſekretär
2. Gerig, Georg, Materialwarenhändler und bisheriger

Stadtverordneter.
3. Müller, Albert, Bohrer.
4. Kochanski, Rudolf, Geſchäftsführer der Volksſtimme.
5. Möbins, Minna, Buchhalterin und Vorſitzende der

Ortsgruppe Halle des kaufmänniſchen Verbandes
für weibliche Angeſtellte.

6. Dürrfeld, Paul, Oberpoſtſchaffner, Bezirksvorſitzen-
der des Verbandes der unteren Poſt- und Tele-
graphenbeamten.

7. Wilke, Paul, Volksſchullehrer.
8. Volbracht, Adolf, Oberingenieur, Mitglied des Bun-

des techn.-ind. Beamter.
9. Döltz, Hermann, Krankenkaſſenangeſtellter, Kaſſierer

der Ortsgruppe Halle des Verbandes für Bureau-
angeſtellte.
Granenhorſt, Werner, Magiſtratsbeamter.
Zſchäpe, Otto, Schneidermeiſter und Handelsver-
treter.

12. Witters, Kurt, Schloſſer.
13. Voß, Otto, Bezirksleiter.
14. Weſte, d Eiſenbahn-Oberſekretär.
15. Wilcezek, Philipp, Tiſchler.
16. Pikard, Maria, Ehefrau.
17. Wieland, Thilo, Käſereibeſitzer.
18. Adler, Albin, Lagerhalter.
19. Kohlmann, Max, Werkmeiſter.
20. Seide, Otto, Magiſtrats-Aſſiſtent.
21. Lacroix, Frieda, Dr., Ehefrau.
22. Erdel, Karl, Buchdruckereibeſitzer
23. Vetter, Reinhold, Dreher.
24. Haerdel, Georg, Jngenieur.
25. Volk, Otto, Briefträger.
26. Herzig, Emilie, Ehefrau.
27. Wicklein, Max, Kaufmann.
28. Strehler, Guſtav, Geſchäftsführ
29. Garbe, Minna, Ehefrau.
30. Bunge, Friedrich, Werkmeiſter.
31. Kirchhoff, Hermann, Poſtſchaffner.
32. Witzmann, Robert, Stellmacher.
33. Grimm, Fritz, Reiſender.,

Der ehemalige Vorſitzende des Soldatenrates gegen die
gegen ihn erhobenen Verdächtigungen.

Leutnant Grunec ſendet uns aus Hamburg folgende Zuſchrift:
Der Fall des Köpergeſchäftes iſt von gewiſſer Seite ausgenutzt

worden, um mich in meiner Abweſenheit um meinen Ruf zu
bringen. Ich beſchränke mich darauf, Richtigſtellungen zu machen
und Tatſachen wiederzugeben; mit haltloſen Vermutungen und
hetzeriſchen Anwürfen zu operieren, liegt mir nicht.

Zu der Sache des Köperhandels ſelbſt kann ich nicht Stellung
nehren, weil ich gar nichts davon weiß, auch hat es ja nach
meinem Austritt abgeſpielt.

Täglich ſind auf dem Vorſtandszimmer Maſſen der verſchieden-
ſten Ausweiſe unterſchrieben worden: zwei Vorſtandsmitglieder
waren zeichnungsberechtigt. Beilicke und ich waren meiſt anweſend

Adler unterwegs, das vierte Mitglied wechſelte dauernd alſo
haben wir r die meiſten Schriftſtücke gezeichnet, ergo können die
andern nicht alle Ausweiſe kennen und ich kann bei der beſten Ab
ſicht nicht mit dem geh in Verbindung gebracht werden,
weil ich der Firma Heber eine Beſcheinigung unterzeichnet habe.

Dieſe Beſcheinigung iſt nämlich lediglich eine Beſtätigung der
vom zuſtändigen Amt in Magdeburg und vom Gen.-Kdo. gegenge-
zeichneten Ertaubnis; dazu noch gegengezeichnet von der Sicher-

heitskommiſſion. SHerr Jänicke macht den krampfhaften Verſuch, mich in die
Sache zu verquicken: da das an Hand der Tatſachen beim beſten
Willen nicht möglich iſt, ſucht er mich mit dem Fall Kießling in
Verbindung zu bringen. Aber auch da bleibt es bei einer vagen
Behauptung. Jch habe weder mit Herrn Kießling
Geſchäfte gemacht noch in anderer Verbindung
mitihm geſtanden als in der ich mit allen Mitgliedern des
Vorſtandes und des engeren Rates ſtehen mußte, leider auch
mit Jhnen, Herr JänickeWarum ſprechen Sie von ſich in Plural, Herr Jänicke, denn
mit dem uns, wobei ich damals ſchon ausgeſpielt Hahen ſollte.
nen Sie doch nur ſich meinen nachdem mich der neue S. R

faſt einſtimmig wiederwähl'e (Vergl. S R.-Sitze-zBer.) Jſt dieje
und die Behauptung, „ich ſei nicht rein hre ſpäte Rache o.
vaß ich ſeinerzeit die Acftimmung herbeiführte, die Sie an

à

dem
Vorſtand entfernte, als Jhre Un erſchſagung bekannt wirde. die
i r vor der P Anton grgenüber Ihren rig nen 6 n eſſen 1
ſchulden kamen lieen? Ber(Veral. Br. S. R.Sie haben ſich ja ſchon immer zu dem Soldatenrat, der d

Beſte wollte, in Gegenſatz geſtellt. ſchon damals, als Sie zu Jhrer
Entſchuldigung behaupteten, es habe wohl jeder, wie Sie felbft,
„Dreck am Stengel“. Damals erfuhren Sie ja ſehr deutlich, wie
der S.-R. darüber dachte (Vergl S.-R. 7 er.)

Alſo, Herr Jänicke, beherzigen Sie das Sprichwort mit dem
Glashaus, aus dem man nicht mit Steinen werfen ſoll, beſonders
wenn man den andern nicht treffen kann.

Vornehm und recht mannhaft iſt es jedenfalls von Jhnen und
Jhrem Freunde Herrn Kilian, daß Sie mit Jhren Meinungen
zurückhielten, bis ich fort war ein Kompliment vor Jhrem Mut.

Meine Beziehungen zu Herrn Oberamtmann Wenzel beſchränkten ſich auf dienſtlicſe Kontrolleg der bei ihm vermieteten

Laſtwagen, die mir als Hauptmann der Kraftfahrtruppen
IV. A.-K. Südgruppe oblagen. (Vergl. Kontrollbücher der J. K. K.
921 und 956 BVurgſtr.) Was damit zuſammenhängt verantworte
ich vor meiner vorgeſetzten Behörde, nicht aber ausgerech-
net vor Herrn Kilian und Herrn Jänicke.

Herr Kilian ſagt in ſeinem verſpäteten Nachruf. „Das
Stehlen haben wir im Felde und nicht in der Revolution ge-
lernt.“ (Vergl. S.-R. Sitz.-Ber. „Hall. Allgem. Ztg,“ Rr. 33.)
Jch habe es weder vorher, noch im Felde, noch inder Revolution gelernt, Herr Kilian, auch kenneich die Halleſche Arbeiterſchaft, daß ſie mit dem
„wir“ nicht gemeintſein kann. Ob Sie nun, nach dieſer
genoſſenen Schule, abgeſehen von den anderen Eigenſchaften, die
Sie dazu qualifizieren, der berufene Richter ausgerechnet übet
meine Moral ſind, Herr Kilian, glaube ich kaum.

Jm MNetropol- Hotel habe ich, genau wie in anderen
Lokalen meine Mahlzeiten eingenommen, oft alle Tagesmahl-
zeiten zugleich, weil ich tagsüber nicht dazu kam, vielleicht wurde
dadurch meine Zeche höher als M. 27- im Volkshaus. Hier
ſcheint Jhre Behauptung ausnahmsweiſe wenigſtens einmal eine
Begründung zu haben, nämlich den Bericht eines Herrn vom
Arbeiterrat, der vermutlich von Herrn Reiwand mit meiner Be-
obachtung beauftragt war. Der Bericht dürfte aber ſicher unklar
ſein, denn dieſer Herr vom engeren Arbeiterrat wurde nach einigem
Aufenthalt zum Tore hinausgetragen, denn er war. wie es in dem
ſchönen Liede heißt, tot. Nicht infolge Verletzung mit dem Revol-
ver, der ihm, als er damit operierte, um Unheil zu verhüten, ab
genommen wurde. ſondern infolge zu ſtarker vorangegangener Stär-
tung für die Beobachtung. Es widerſtrebt mir, den Namen dieſes
Herrn öffentlich zu nennen, denn es iſt jedermanns Recht, zu tun
und zu laſſen in ſeiner freien Zeit, was ihm paßt; der Name iſt
jedoch mit den Namen der zahlreichen Zeugen des Vorfalles an
dritter Stelle hinterlegt.

Danoch können ſich diejenigen. die überhaupt für meine Tätig-
keit in meiner freien Zeit ſich intereſſteren, ein Bild machen, was
an den Zechgelagen Wahrheit und was Märlein iſt. Polizeibeamte
habe ich niemals aus dem Metropol- Hotel herausgeworfen, wie
Herr Jänicke friſch behauptet (Vergl. S.-R Sitz.-Ber. Hall. Ztg.
Vergl. Protok.-Buch des zuſt. Pol,-Rev.) Seit der Revolution
habe ich ſämtliche Sitzungen geleitet, ich glaube kaum, daß ſich der
S.R. cinen ſchlafenden Vorſitzenden hätte gefallen laſſen. Aller-
dings kamen mich manchmal Anwandlungen zum Schlaf an, z. B.
wenn Herr Kilian längere Debatten über die Notwendigkeit der
Anbringung von roten Fähnchen an den Straßenbahnwogen er-öffnete, während die Verſtopfung der Verkehrswege für die Stad
Halle kataſtrophal zu werden drohte.

Jch habe es für meine Aufgabe erachtet, neutral die Wünſche
der Garniſon auszuführen, bei den vielen widerſtrebenden Mei
nungen Gegenſätze zu überbrücken, Ausgleiche zu ſchaffen, für
Ruhe und Ordnung und damit für das Wohl der Stadt Halle
einzuſtehen, ſoweit es bei den Verhältniſſen und bei meinen
ſchwachen Kräften, des weiteren bei jedem Mangel an Vorbil-
dung dafür wie ſie jedem fehlte, möglich war. Können Sie da-
gegen einen berechtigten, begründeten Vorwurf erheben, Herr
Kilian oder Herr Jänicke, ſo tun Sie das, aber glauben Sie
ja nicht, Sie könnten durch haltloſe Anwürfe der Oeffentlichkeit
oder einem objektiven Kritiker etwas vormachen.

Jch habe auch keine Luſt, mich mit Jhnen in eine Polemik
einzulaſſen, ich operiere mit Logik und Tatſachen, beides Begriffe,

die Jhren Unterſtellungen abgehen, Jhren Mitteln bin ich nicht
gewachſen.

Richard Gruner

Lebensmittel Kalender.
Städtiſcher Verkauf von Käſe und Beackpulver in der Ta

amtſchule am Donnerstag, den 27. Februar. Zugelaſſen zum Ver-
kauf werden die Jnhaber der Nummern der Lebensmittelſcheine
8001-—-9500 vorm. von 8--12 Uhr und die Jnhaber der Nummern
9501--12 000 nachm. von 2-6 Uhr. Für jede Perſon eines Haus
haltes werden 55 Gramm Käſe zum Preiſe von 20 Pfennigen
und 1 Paket Backpulver zum Preiſe von 10 Pfennigen abgegeben.

Der Lebensmittelſchein iſt vorzulegen. Abgezähltes iß
bereit zu halten.

Salle, den 26. Februar 1919. Der Magfftrat.
ſlgztc-—

Roßfleiſch- und Roßwurſt Verkauf.
Jn der Woche vom 24. Februar bis 2. März 1919 dürfen für

jede zum Roßfleiſchbezug angemeldete Perſon
125 Gramm

Roßfleiſch oder Wurſt aus Pferdefleiſch bei den Roßfleiſchhändlern
entnommen werden. Der Warenbezugsſchein Nr. 20 iſt beim Ein
kauf vorzulegen und die Marke 281 von den Roßfleiſchhändlern
für jedes verabfolgte Viertelpfund Fleiſch oder Wurſt abzu
trennen. Der Verkauf findet am

Donnerstag, den 27. d. Mts.
ſtatt. Ein Anſpruch auf Verabfolgung von Pferdefleiſch beſteht
nicht, vielmehr kann dies nur ſoweit abgegeben werden, als der
Vorrat reicht, im übrigen muß Wurſt entnommen werden. Die
abgetrennten Marken 281 ſind von den Roßßfleiſchhändlern bis
zum 3. März d. Js. an das Stadternährungsamt, Marktplatz 22 II,
Zimmer 24, zu Hundert Stück gebündelt in verſchloſſenem, mit
der Firma verſehenem Umſchlag abzuliefern.

Halle, den 26. Februar 1919. Der Magiſtrat.

die Milchsufuhr
nach Halle derart, daß auf eine geordnete Verſorgung der Be
völkerung mit Milch ſchlechthin nicht mehr gerechnet werden kann.

Welche furchtbaren Gefahren ſich daraus für die Kinder unſerer
Stadt ergeben, leuchtet ein. Viele durch die ungenügende Er-
nährung ſchon geſchwächten Kinder werden dieſe Verſchlechterung
der Ernährung nicht überſtehen. De r Magiſtrat.Halle, den 26 Februar 1919.

Vekanntmachung

betr. Kohlenverſorgung.
che Händler und Kohlenbezugsvereinigungen werden

upeſordert, die Beſtellungen der Brennſtoffmengen 8 gscheine des Reichskommiſſars) für den Monat März. ort
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Jnfolge des ausgebrochenen Streikes ſtockt

t

Die Oetskohlenſtelte.
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wegen seiner gediegenen Dekoration und seiner Vornehmhelt
bei der eleganten Welt

S gligemein beliebt.
n Gr. Beit- u. Sportfest.

An alle unſere Mithürger!
Jn einer Zeit, wo wir alle Kräfte für den Wiederaufban Deutſchlands gebrauchen, iſt in Mittel

dentſchlaud ein Generalſtreik ausgebrochen,

Wir erſtreben eine friedliche Neuordnung unſeres Vaterlandes durch die Regiernng in Weimar

und durch die Nationalverſammlung, die die weitaus überwiegende Mehrheit des Volkes hinter ſich haben.
Papierne Proteſte ſind nutzlos. Deshalb haben wir als Gegenmaßnahme gegen den General-

ſtreik der unabhängigen Sozialdemokratie,

Generalſtreiß des geſamten Bürgertums
organiſtert. Wir wollen für alle Einwohuer Gleichberechtigung und Freiheit

erſtreiten.

An alle unſere Mitbürger ergeht deshalb die

dringende Bitte
Stärkt unſere Reihen! Zeigt die Geſchloſſentzeit

des Bürgertums in Not und Gefahr!
An Alle ergeht unſer Ruf: Beamte, Angeſtellte, Arbeiter, die ihr nicht auf dem Boden der un

abhängigen Sozialdemokratie ſteht, Jnduſtrielle, Kauflente, Handwerksmeiſter, Gewerbetreibende, lnrz
alle Bürger Halles, müſſen ſofort ihre Arbeitsſtelle verlaſſen, ſofern fie es noch nicht getan haben und

mit uns in den Generalſtreiß des Bürgertums eintreten.
Nur wenn wir einig und geſchloſſen ſind und die Schwere der Gefahr erkennen, wird das Bür

gertum einen Erfolg erzielen. Wir

unterſtützen die Negierung des Volkes,
die Sache der Freiheit und Gerechtigkeit, wenn wir alle unſere Kraft für einen Erfolg des Bürger

ums einſetzen.

Der Aktionsausſchuß des Halliſchen Bürgerſtreiks.
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